
I. Allgemeine Melde- und Auskunfts-
pflichten der Revisionsstellen

1. Expectation Gap und Aufgaben der Revision
Mit dem Begriff «expectation gap» kommt zum
Ausdruck, dass die Erwartungen der Öffentlichkeit in
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Falle von Gesetzesverstössen und Missständen durch
die geprüfte Gesellschaft erweitert. Über die verbale
Beanstandung hinaus hat die Revisionsstelle das Recht
und die Pflicht, die Behebung von Mängeln zu ver-
langen, Nachkontrollen vorzunehmen und die Auf-
sichtsbehörde zu informieren. Jedoch haben auch sie
nicht die Pflicht, systematische Deliktsprüfungen vor-
zunehmen. Solches ist nur in ausserordentlichen Fällen
angezeigt.6

2. Melde- und Auskunftspflichten nach Aktienrecht
Gemäss Art. 729b Abs. 1 OR hat die aktienrechtliche
Revisionsstelle dem Verwaltungsrat Verstösse gegen
Statuten oder Gesetz zu melden. In wichtigen Fällen ist
nebst dem Verwaltungsrat auch die Generalversamm-
lung zu informieren. Wichtige Fälle können z.B. dar-
stellen: Riskante Geschäfte, Klumpenrisiken oder Ge-
schäfte ausserhalb des Gesellschaftszwecks. Die Beur-
teilung, ob ein wichtiger Fall vorliegt, hat die Revi-
sionsgesellschaft vorzunehmen. Sie hat dabei die Inte-
ressen der Aktionäre und der Gläubiger an der Wahr-
nehmung ihrer Rechte zu berücksichtigen. Solche Inte-
ressen können Verantwortlichkeitsansprüche, die Ein-
berufung eines Sonderprüfers oder die Abwahl von
Organen darstellen. Die Meldung wichtiger Gesetzes-
oder statutarischer Verstösse erfolgt im Revisions-
bericht.7

Die Bedeutung des Begriffs «Gesetz» in Art. 729b
Abs. 1 ist umfassend8, d.h., er umfasst die gesamte
Rechtsordnung.9

Die Revisorin muss nicht aktiv nach Gesetzes- oder
Statutenverstössen recherchieren. Sie hat lediglich
Meldung zu erstatten, wenn ihr solche vor Augen
kommen. Eine Ausnahme besteht in Bezug auf das
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OR-Revisoren und illegale
Finanzintermediation

Zusammenfassung

Obligationenrechtliche Revisionsstellen können an-
lässlich einer Kontrolle feststellen, dass die Tätigkeit
der revidierten Gesellschaft der Kapitalmarktaufsicht
(nach GwG, BankG, BEHG oder AFG) unterstellt ist, die
Gesellschaft aber über keine entsprechende Bewilli-
gung oder keinen Anschluss an eine Selbstregulie-
rungsorganisation (SRO)2 verfügt. Die Gesellschaft ist
somit illegal tätig. Es fragt sich, ob die Revisionsstelle
dies einer Aufsichts- oder Strafbehörde zu melden
hat, oder ob sie es bei einem Bericht an die Geschäfts-
leitung bzw. den Verwaltungsrat bewenden lassen
kann.

Sacha Schwab, lic. iur., Bern1

die Zuverlässigkeit und Verantwortlichkeit der Kont-
rollorgane oft nicht den rechtlichen Anforderungen
entsprechen3: Nach Obligationenrecht ist die Revisorin
lediglich verpflichtet, die Jahresrechnung, die Buch-
führung und die ordnungsgemässe Verwendung des
Bilanzgewinnes zu prüfen.4 Sie ist also kein «com-
pliance office», das über die Rechtmässigkeit der Ge-
schäftstätigkeit zu wachen bzw. eine Deliktsprüfung
vorzunehmen hat.5

Die Kapitalmarktgesetze haben die Möglichkeiten und
Pflichten der spezialgesetzlichen Revisionsstellen im



Buchführungs- und Bilanzrecht, welches Gegenstand
der systematischen Prüfung der Buchhaltung und der
Jahresrechnung nach Art. 728 bildet.10 Die Meldung
von Verstössen gegen diese Vorschriften bildet also Teil
der Berichterstattung bzw. des Revisionsberichtes an
die Generalversammlung gemäss Art. 729 OR.
Versäumt die Revisionsstelle die Anzeige, begeht sie
eine Pflichtverletzung. Es findet dann die Verantwort-
lichkeitsvorschrift von Art. 755 OR Anwendung, nach
der die Revisorin für den aus der Pflichtverletzung
verursachten Schaden haftet.11

3. Meldepflichten der Revisorin nach Strafrecht
a) Strafbarkeit der Revisorin
Die Revisionsstelle kann neben der blossen Revision
nach OR auch Berater- und andere Funktionen im
Betrieb der revidierten Gesellschaft wahrnehmen.
Revisoren können deshalb bei der Begehung jeglicher
Wirtschaftsstraftaten als Gehilfen, Anstifter oder gar
Mittäter fungieren. Die Revisorin kann sich sowohl
durch aktives Tun (z.B. Urkundenfälschung) als auch
durch Unterlassung i.S. echter Unterlassung (z.B. Aus-
bleiben der Meldung an die EBK gemäss Art. 21 Abs. 3
BankG) strafbar machen.
In Bezug auf die eigentliche Revisorentätigkeit sind
vor allem «die im Zusammenhang mit schriftlichen
Berichten usw. begangenen Urkundendelikte, die mit
schriftlichen wie auch mündlichen Berichten verbun-
denen Straftatbestände wie unrichtige Angaben über
kaufmännische Gewerbe» oder Geheimnisverletzun-
gen zu erwähnen.12

b) Meldung der OR-Revisorin an die Strafbehörden
Das Berufsgeheimnis nach Art. 321 Abs. 1 StGB verbie-
tet es den aus Obligationenrecht zur Verschwiegenheit
verpflichteten Revisoren, Geheimnisse zu offenbaren,
von welchen sie in Ausübung ihrer Funktion Kenntnis
erhalten. Die aktienrechtlichen Revisoren sind aus
Art. 730 OR zum Geheimnis verpflichtet, gegenüber
Dritten wie auch gegenüber einzelnen Aktionären.13

Der im Zivilrecht vorgeschriebene Schutz der Persön-
lichkeit der AG wird also durch eine Strafnorm ver-
schärft.
Als Begriffselement des Geschäftsgeheimnisses von
Art. 730 OR wird in der Literatur das schutzwürdige
Interesse der AG angeführt.14 Zu schützen sind «dieje-
nigen Geheimnisse, deren Offenlegung (...) Schaden
zufügen könnten». Die Bekanntgabe der nicht be-
willigten Tätigkeit kann einer Gesellschaft durchaus
Schaden zufügen, weil deren Zwangsliquidation durch
die Aufsichtsbehörde droht. Das Geheimnis des ille-
galen Zustandes wird deshalb von Art. 730 OR mit-

erfasst.15 Zivilrechtlich gesehen ist die Revisionsstelle in
dieser Beziehung also zur Verschwiegenheit verpflich-
tet.
Im Strafrecht ist dies nicht anders: Der Geheimnis-
begriff von Art. 320 f. StGB umfasst Tatsachen, welche
«relativ unbekannt sind und an deren Geheimhaltung
für den Geheimnisherrn ein berechtigtes Interesse
besteht, das er gewahrt wissen will».16 Das berechtigte
Interesse bezieht sich auf das subjektive Interesse des
Einzelnen.17 Das Persönlichkeitsrecht bzw. das Recht
der Gesellschaft auf Schutz der Privatsphäre soll des-
halb umfassend geschützt werden. Dafür spricht auch,
dass Art. 321 Abs. 3 StGB bestimmt, dass der Grundsatz
von Art. 321 Abs. 1 StGB nur aufgrund einer gesetz-
lichen Grundlage durchbrochen werden darf.
Art. 321 Abs. 2 gibt den betroffenen Berufsgruppen
das Recht, nach erfolgter schriftlicher Bewilligung der
vorgesetzten Behörde das Geheimnis zu offenbaren.
Den OR-Revisionsstellen ist dieses Recht nicht gege-
ben, da ihnen keinerlei Aufsichtsbehörde vorsteht.18

c) Art. 321 Abs. 3 StGB
Das BankG und das AFG sehen Bestimmungen vor,
welche unterlassene Meldungen an die EBK im Falle
von Gesetzesverletzungen durch die geprüfte Gesell-
schaft sanktionieren.19 Die in den Spezialgesetzen
statuierten Melde- und Auskunftspflichten20 stellen
eine Ausnahme von der Geheimhaltungspflicht nach
Art. 321 Abs. 3 StGB wie auch nach Art. 47 Abs. 4
BankG und Art. 43 Abs. 3 BEHG dar.21 Die Revisions-
gesellschaft ist deshalb in jedem Fall berechtigt und
verpflichtet, entsprechende Meldungen zu erstatten.

4. Melde- und Auskunftspflichten nach Kapital-
marktrecht

a) Meldepflichten
Mit Ausnahme des GwG verpflichten die Kapitalmarkt-
gesetze die anerkannten Revisionsgesellschaften, der
Aufsichtsbehörde Gesetzesverstösse zu melden, von
denen sie während ihrer Revisionstätigkeit erfahren
haben.22 Gewisse Meldungen müssen erst nach Anhe-
bung einer Frist an die revidierte Gesellschaft erfolgen.
Dem BankG, dem AFG und dem BEHG ist gleich, dass
strafbare Handlungen sofort der EBK gemeldet wer-
den müssen. Der blosse Verdacht auf eine Straftat ge-
nügt, um die Meldepflicht auszulösen, ebenso die
abstrakte Gefährdung des Vermögens und damit der
Interessen der Gläubiger.23
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b) Auskunftspflichten
Die Kapitalmarktgesetze sehen eine Auskunftspflicht
der anerkannten wie auch der OR-Revisionsgesell-
schaften gegenüber der Aufsichtsbehörde vor24.
Die Bestimmung des Inhalts der Auskunftspflicht liegt
im «technischen Ermessen» der Aufsichtsbehörde. Im
Zweifel ist sie weit auszulegen, da «der präventive
Beizug von genügenden Informationen die frühzei-
tige Erkennung von Gesetzesverletzungen und sons-
tigen Missständen» begünstigt.25 Die Auskunftsbe-
gehren müssen dem Zweck der Aufsicht dienen, sach-
lich gerechtfertigt und angemessen sein.26 Die Sachver-
haltsabklärung hat immer im Rahmen des VwVG zu
erfolgen.27

5. Zwischenergebnis
Die Meldepflicht des aktienrechtlichen Revisors
beschränkt sich eng auf die Meldung an den Verwal-
tungsrat bzw. die Generalversammlung gemäss
Art. 729b OR. Das Geheimnis der Gesellschaft ist um-
fassend geschützt. Dem OR-Revisor kommt deshalb
kein Recht zu, von sich aus Meldung an die Behörden
zu erstatten. Eine Ausnahme besteht im Falle der
Melde- und Auskunftspflichten der spezialgesetz-
lichen Revisionsstellen. Die Meldepflichten sind relativ
eng umschrieben. Im GwG fehlen sie vollständig. Der
Inhalt der Auskunftspflichten liegt dagegen im «tech-
nischen Ermessen» der Aufsichtsbehörden.

II. Meldepflicht bei Kenntnisnahme
illegaler Finanzintermediation

1. Aktienrecht
Erhält die Revisorin anlässlich der Prüfung der Gesell-
schaft Kenntnis über eine illegale Tätigkeit nach
Kapitalmarktrecht, ist sie mindestens zu einer Mel-
dung an den Verwaltungsrat gemäss Art. 729b Abs. 1
OR verpflichtet, da, wie oben beschrieben, diese
Bestimmung Verstösse gegen jegliche Gesetze ein-
schliesst.
Sodann ist fraglich, ob die Revisorin ihre Feststellung
auch in ihrem Revisionsbericht zu Handen der General-
versammlung vermerken muss. Gemäss Art. 729b
Abs. 1 muss dazu ein wichtiger Fall vorliegen. Wie
beschrieben muss die Revisorin bei ihrer Beurteilung,
ob es sich um einen wichtigen Fall handelt, die
Interessen der Aktionäre und Gläubigerinnen berück-
sichtigen. Diese Interessen können bedroht sein, wenn
man bedenkt, dass der Gesellschaft die Liquidation
oder andere einschneidende Massnahmen drohen,
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sollte ihre Tätigkeit dereinst den Aufsichtsbehörden
bekannt werden.
Wird der Revisionsstelle die illegale Tätigkeit bewusst
und versäumt sie die Pflicht zur Meldung, kann dies im
Falle einer Zwangsliquidation durch die Aufsichts-
behörde eine aktienrechtliche Verantwortlichkeit ge-
mäss Art. 755 OR nach sich ziehen.

2. Kapitalmarktrecht
Die obligationenrechtlichen Revisionsstellen sind per
definitionem keine anerkannten spezialgesetzlichen
Revisionsstellen und werden deshalb nicht durch die
entsprechenden Gesetze verpflichtet.28 Deshalb trifft
sie auch keine Pflicht zur Meldung nicht bewilligter
Tätigkeiten nach Kapitalmarktrecht.
Eine andere Konstellation ergibt sich, wenn eine von
der EBK anerkannte Revisorin eine illegal tätige Ge-
sellschaft nach Aktienrecht revidiert. Hier könnte sich
eine Meldepflicht nach BankG, AFG oder BEHG erge-
ben, weil die illegal tätige Gesellschaft automatisch
der Aufsicht der EBK unterstellt ist. Dagegen spricht
jedoch, dass das OR-Mandat der Revisorin nur in
geringen Teilen dem Mandat nach Spezialgesetz ent-
spricht. Der Charakter und der Aufgabenkreis der
beiden Mandate sind sehr unterschiedlich.29 Aus der
beschriebenen «ungewollten» Doppelfunktion der
Revisionsgesellschaft kann deshalb kaum auf eine
Meldepflicht nach Spezialgesetz geschlossen werden.

3. Strafrecht
Eine mögliche Straftat, welche die Revisorin begehen
könnte, wäre die Gehilfenschaft zur Weiterführung der
illegalen Tätigkeit der revidierten Gesellschaft. Dies,
weil die Revisorin die Meldung an die Behörde unter-
lassen hat. Eine Gehilfenschaft des Revisors aus Unter-
lassung kann durchaus strafbar sein, da ihn aus Art. 729a
OR eine Anzeigepflicht im Fall von Gesetzesverletzun-
gen durch die revidierte Gesellschaft trifft und er dem-
nach eine Garantenstellung einnehmen kann.30

Die Strafbarkeit der Gehilfenschaft setzt jedoch
gemäss Art. 25 StGB eine Qualifizierung der Haupttat
als Verbrechen oder Vergehen voraus. Die Delikte
gemäss Art. 36 GwG, Art. 46 Abs. 1 Bst. a BankG, Art. 69
Abs. 1 Bst. a AFG und Art. 40 BEHG stellen blosse
Verwaltungsstrafen dar, sind mit Busse bedroht und
deshalb gemäss Art. 9 StGB keine Verbrechen oder
Vergehen, sondern blosse Übertretungen.
Der Revisor kann deshalb in Bezug auf verwaltungs-
strafrechtliche Vorschriften nicht als Gehilfe belangt
werden. Ihn trifft keine strafrechtliche Pflicht, gegen
die unbewilligte Tätigkeit bzw. gegen deren Weiter-
führung einzuschreiten.

FACHBEITRÄGE / ARTICLES SPÉCIALISÉS



4. Zwischenergebnis
Auch bezüglich der Kenntnisnahme illegaler Finanz-
intermediation ergibt sich die Meldepflicht des Revi-
sors lediglich gegenüber den Organen der Gesell-
schaft, so auch bei «ungewollten» Doppelmandaten.
Unterlässt der Revisor die Meldung ganz, kann er
höchstens aus Zivilrecht, nicht jedoch aus Strafrecht
belangt werden.

III. Fazit

Bezüglich der Auskunftspflichten ist die Gesetzeslage
eindeutig: Bei einer Anfrage der Aufsichtsbehörden
sind die OR- wie auch die spezialgesetzlichen Revi-
sionsstellen verpflichtet, entsprechende Informatio-
nen und Unterlagen auszuhändigen. Sie sind diesfalls
von ihrer straf- und zivilrechtlichen Schweigepflicht
entbunden.
Zur Eigeninitiative bzw. zur Meldung an die Aufsichts-
behörden oder das Eidg. Finanzdepartement sind die
Revisoren nicht verpflichtet. Die Frage, ob sie von sich
aus Meldung erstatten dürfen, lässt sich nicht sicher
beantworten. Die Möglichkeit der Durchbrechung der
Schweigepflicht ist kaum gegeben. ■
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